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Mehr Ängste als Hoffnungen –  
Tschechien vor dem EU-Beitritt 
 

Hohes Wirtschaftswachstum, aber jeder Zweite sorgt sich um die Zukunft 
 
Von Vladimir Müller  
 
Realsatire, Tragikomödie und absurdes Theater in einem: Nach langem Hin und Her setzt Tschechiens 
Premier Vladimír Špidla seinen Favoriten für das Amt des künftigen EU-Kommissars durch: Der einstige 
Umweltminister Kuzvart wird von EU-Kommissionspräsident Romano Prodi empfangen und mit 
künftigen Geschäften beauftragt. Doch zurück in Prag teilt Kuzvart der verdutzten Öffentlichkeit mit, er 
trete von dieser Prestige-Funktion noch vor dem eigentlich Amtsantritt zurück. Špidla fällt darauf im 
Parlament bei einer Rede in Ohnmacht, wird ins Krankenhaus gefahren, es war nichts Ernstes.  
 
Er habe keine andere Wahl gehabt, kommentierte eine Prager Zeitung das extreme Unwohlsein des 
Regierungschefs. Es sei denn, er hätte den Kuzvart totgeschlagen. Denn dieser habe erst bei seinen 
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Gesprächen in Brüssel festgestellt, dass seine nur rudimentären Fremdsprachenkenntnisse bei seiner 
künftigen EU-Tätigkeit zu einer unüberwindbaren Barriere würden.  
 
“Ich denke, dass die tschechischen Politiker es noch nicht gelernt haben, wie man im internationalen 
Kontext arbeitet”, meint Politologe Jirí Pehe, der in den 90er Jahren zum Beraterteam des damaligen 
Präsidenten Havel gehörte. “Sie sehen die Posten in den europäischen Institutionen entweder als etwas 
Lukratives an oder als einen ,Parkplatz‘ für unbequeme Politiker, die auf der heimischen Bühne 
Probleme bereiten könnten.”  
 
Solch kritische Reflexionen eigener Unzulänglichkeiten sind in Prag heute keine Seltenheit. Laut 
Meinungsumfragen hat fast jeder zweite Tscheche Angst vor dem bevorstehenden EU-Beitritt, 46 
Prozent der Befragten glauben an eine Verschlechterung der Lebensverhältnisse im Land. “Doch an 
dieser Angst sind wir selbst schuld”, sagt der Publizist Martin Schulz: Nicht zuletzt dadurch, dass weder 
die wirtschaftliche noch die politische und gesellschaftliche Transformation trotz gegenteiliger 
Bekundungen der Politiker abgeschlossen wurden.  
 
Dabei war die Parole “Zurück nach Europa” eine der lautesten während der “samtenen Revolution” 
1989. Die nun überwiegend skeptische Haltung ist daher auch Ausdruck einer Desillusionierung und 
des schleichenden Gefühls, man werde in der EU nur als Bürger zweiter Klasse behandelt. Die 
Versprechen von der grenzenlosen Freiheit in ganz Europa werden auch nach dem 1. Mai nicht wahr: 
Praktisch alle alten EU-Länder – Ausnahme ist nur Irland – haben bereits Maßnahmen ergriffen, um 
neue Mitbürger aus  Mittelosteuropa von ihren Arbeitsmärkten fern zu halten. Es geht vor allem um 
einen bis zu sieben Jahre währendes Arbeitsverbot, Ausnahmen sind erlaubt.  
 
Doch höchstens 30 000 von einem Zehn-Millionen-Volk würden sich der Mühe unterziehen, in 
Westeuropa nach Arbeit zu suchen, heißt es in den einschlägigen Analysen. Die meisten ohnehin nur 
als Pendler in grenznahen Gebieten. Die Restriktionen gegen die Neuen zeigten daher nur eine 
überzogene Angst des Westens, behaupten viele Tschechen.  
 
Trotz solcher Irritationen: Für den Beitritt stimmten in einem Referendum im vergangenen Jahr 80 
Prozent der tschechischen Wähler – eine überzeugende Mehrheit. Die Bedeutung dieser Zahl steigt 
angesichts der Tatsache, dass Präsident Vaclav Klaus, seit einem Jahr im Amt, ein erklärter Gegner der 
europäischen Integration ist. Und trotz ernster Probleme – Korruption und Defizite in der 
Rechtssicherheit sind nur zwei Beispiele – weist Tschechien ein über drei Prozent hohes 
Wirtschaftswachstum aus; der Durchschnitt der Eurozone liegt etwa zehn Mal niedriger. 
  
Also ist die Angst der Tschechen vor der EU irrational? “Es ist eine Angst vor dem Unbekannten”, so Jiri 
 Pehe. Diese abbauen helfen will auch der künftige tschechische EU-Kommissar – der heißt nun Pavel 
Telicka, war jahrelang Tschechiens Chefunterhändler in Brüssel, ein ausgewiesener Fachmann. Das 
absurde Stück erhielt zum Schluss doch noch eine veritable realistische Note. 
 
Der Autor:  
Dr. Vladimir Müller arbeitetet als Redakteur bei der Deutschen Welle in Bonn. Schwerpunkte seiner 
Berichterstattung sind Mittel- und Osteuropa. Der  52-Jährige wurde in der ehemaligen 
Tschechoslowakei geboren. 
 
 
 
 

Polen sehen die EU immer positiver 
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Bauern bleiben besorgt / Präsident Kwasniewski pocht auf “ solidarisches Europa”  
 
Von Malgorzata Barwicka 
 
Als erstes Solidarität. “Ab dem 1. Mai fängt Europa an, mit zwei Lungen zu atmen: Ost und West.” 
Diese Worte des aus Polen stammenden Papst Johannes Paul II. haben den polnischen 
Rechtsparteien die Waffen aus den Händen geschlagen: Denn diese Rechtsparteien, die strikt gegen 
Europäische Integration kämpften, sind mit den Kirchen eng verbunden. 
  
Dem Machtwort des Papstes haben sie sich gebeugt. Im Juni des vergangenen Jahres stimmten 
letztendlich 77 Prozent dem Eintritt Polens in die Europäische Union zu. 22 Prozent der Wähler 
sprachen sich in dem Referendum dagegen aus. Ob diese Abstimmung gültig sein würde, war bis 
zuletzt spannend, weil die Höhe der Wahlbeteiligung unklar blieb: 59 Prozent – das Ergebnis war damit 
gültig. Heute, kurz vor den feierlichen EU-Osterweiterungen unterstützen 60 Prozent aller Polen die 
Integration. Jeder dritte Pole spricht sich noch immer dagegen aus.  
 
Warum wollen die Polen in die EU? Und wovor haben sie Angst? – Im Lauf des letzten Jahres hat sich 
die Erwartung verstärkt, dass die Integration mehr Vorteile als Verluste bringt. Die Politiker sprechen 
gerne von der Vereinigung des Kontinents und über Polens Rückkehr nach Europa.  
 
Die einfachen Bürger indes hoffen auf eine Verbesserung ihrer Lebensqualität, die Steigerung der 
Investitionen und des Wirtschaftswachstums. Aber sie haben auch Angst, dass die Preise für 
Lebensmittel, Waren, Dienstleistungen, Energie oder Grundstücke drastisch steigen werden. Die 
Menschen in Nord- und Westpolen plagt zudem die Sorge, dass die deutschen Vertriebenen des 
Zweiten Weltkrieges vor Gericht ziehen und Ihre alte Habe zurückverlangen.  
 
Die polnischen Bauern sind in mehrfacher Hinsicht besorgt. Zum einen haben sie Angst vor einer 
Überschwemmung der heimischen Märkte mit billigen Lebensmitteln aus dem Westen. Auch einen 
Ausverkauf von Grundstücken sehen sie als Gefahr des EU-Beitritts. Und sie fürchten ungleiche 
Bedingungen im Wettbewerb mit Landwirten aus den alten EU-Staaten. 
  
Zufrieden sind dagegen polnische Unternehmer, für die sich ein riesiger Markt eröffnet. Gleichwohl plagt 
sie die bange Frage, ob sie der westlichen Konkurrenz gewachsen sind. Den wohl größten 
Enthusiasmus vor der EU-Erweiterung zeigen junge Leute und Studenten. Sie hoffen auf ein Europa 
ohne Grenzen, das ihnen nicht nur bessere und mehr Möglichkeit zu reisen bringt, sondern ebenso den 
Zugang zu Universitäten im Westen.  
 
Zweifellos hat die Diskussion über die Europäische Verfassung die Aufmerksamkeit für das Thema 
Europa in Polen geweckt, seitdem die Regierung in Warschau entschlossen das für sie vorteilhafte 
Abstimmungssystem (Vertrag von Nizza) verteidigt hat. Diese Position wird von der Opposition 
unterstützt: Während einer Debatte im Parlament gab ein Oppositionsabgeordneter die Devise aus 
“Nizza oder Tod”.  
 
Dieses Motto hat die Berichterstattung in polnischen und danach auch europäischen Medien lange 
geprägt. Die polnische Regierung hat sich von dieser polemischen Position allerdings eher distanziert. 
“Wir verteidigen Nizza, weil wir das Gesetz von europäischer Solidarität verteidigen”, hat der polnische 
Premier Leszek Miller immer wieder betont.  
 
“Europa muss solidarisch bleiben.” Kleine Länder dürften nicht das Gefühl bekommen, dass sie von 
großen EU-Mitgliedern dominiert würden. Die Regierung verweist in diesem Zusammenhang darauf, 
“dass die Polen dem Eintritt zur Union in Referendum zugestimmt haben, weil die im Vertrag von Nizza 
geregelten Bedingungen für uns vorteilhaft sind.”  
 
Es ist zu bezweifeln, dass nur der “polnische Egoismus” die Einigung auf eine gemeinsame Verfassung 
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beim EU-Gipfel im Dezember in Brüssel scheitern ließ. Das meinte zwar die europäische Presse, 
vergaß dabei aber die Provokation durch Frankreichs Präsident Chirac, der Warschau geraten hatte, 
“dass die Polen ruhig sitzen sollten”.  
 
Inzwischen habe sich die Wogen geglättet, seit Irland die EU-Präsidentschaft  übernommen hat. Aus 
Berlin, Paris, Madrid und Warschau gibt es Signale, die auf ein Ende der unbeweglichen Positionen 
hoffen lassen. Auch die nach dem gescheiterten Brüsseler Gipfel skeptische Haltung der meisten Polen 
weicht auf, heute meinen schon wieder 42 Prozent, dass es  Chancen für eine Einigung auf die 
europäische Verfassung gibt. Über drei Viertel halten es für ein sehr wichtiges Dokument.  
 
“Wir wollen kein Europa der zwei Geschwindigkeiten und auch keinen harten Kern. Aber wir wollen 
auch nicht für Nizza sterben”, hat Präsident Aleksander Kwasniewski die Haltung der Polen 
beschrieben. Er wirbt für ein starkes Polen in einem starken Europa: “Wir wollen ein solidarisches 
Europa.” Der Präsident spielt in diesem Punkt auf ein Interview von Bundeskanzler Gerhard Schröder in 
der Zeitung “Trybuna” vom Juni 2003 an.  
 
Der hatte damals gesagt: “Die Polen sollten sich  auch über europäische Solidarität freuen.” Diese 
verglich er mit der Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg entgegengebrachten Hilfe. 
 
Die Autorin:  
Malgorzata Barwicka ist Leiterin der Auslandsabteilung der Zeitung “ Trybuna”  (Warschau)   
 
 
 
 

Ein Land scharfer Kontraste 
 

Slowakei zieht mit niedrigem Lohnniveau ausländische Investoren an 
 

Von Alexander Kurtansky�

Die Überraschung mag vielleicht groß sein, aber die Slowakei zählt in der Gruppe der zehn 
beitretenden Staaten zu den größeren Ländern. Die Mehrheit der Slowaken denkt, dass der Beitritt am 
1. Mai viele Nachteile, aber auch Vorteile mit sich bringt. Für das Land selbst, aber auch für die EU.  

Das Potenzial des Landes zeigt sich seit mehreren Jahren in wachsenden makroökonomischen Zahlen 
und Auslandsinvestitionen. Hier führen mit großem Vorsprung die Deutschen. Jede vierte in der 
Slowakei investierte Krone kommt aus Deutschland. 

Heute ist die Slowakei der dichteste Standort für die Automobilindustrie auf der Welt. Nach VW, 
Peugeot und Citroën hat sich jetzt auch der asiatische Konzern Huyndai entschieden, eine Fabrik in der 
Slowakei zu öffnen. Die ökonomischen Reformen und auch die sowohl preiswerten als auch 
hochqualifizierten Arbeitskräfte sorgen für den Zufluss ausländischer Investitionen. Die Slowakei 
verbindet damit die Hoffnung, ihre katastrophale Arbeitslosenrate (20 Prozent) zu senken. Ob es 
gelingt, wird nach der Meinung vieler Slowaken auch der EU-Beitritt zeigen.  

Die Slowakei bleibt trotz vieler Bemühungen ein Land großer Unterschiede. Häufig ist die fehlende 
Infrastruktur die Ursache. Wo sich die anderen Länder in einen reichen Norden und armen Süden 
teilen, teilt sich die Slowakei in einen entwickelten Westen und vernachlässigtem Osten. Die Region 
rund um die Hauptstadt Bratislava erreicht schon jetzt das Lebensniveau der EU-Mitgliedsstaaten. Im 
scharfen Kontrast zeigt sich die Ostslowakei, wo im manchen Gebieten die Arbeitslosenrate fast 80-
Prozent beträgt. 
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Von der Opposition und den Gewerkschaften werden die ökonomischen Reformen nur als 
Sparmaßnahmen angeprangert, die zur weiteren Verarmung breiten Schichten der Bevölkerung führen. 
Die Regierung behauptet, dass nur ein deutlicher Sparkurs dem Land helfen kann. Zusammen mit der 
direkten Präsidentenwahl kurz vor dem EU-Beitritt findet nun auch ein Referendum über vorzeitige 
Parlamentswahlen statt. 

In der Ostslowakei herrscht zudem ein Problem mit der Roma-Minderheit. Die Lösung dieses vererbten 
Problems bleibt eine große Aufgabe für jede slowakische Regierung. Die neue Pauschal-Regelung der 
sozialen Beiträge hat in Februar die slowakischen Roma zu Plünderungen veranlasst.  

Ein weiteres Problem ist die hohe Korruptionsrate. Justizminister Daniel Lipšic (31 Jahre) hat zwar eine 
ambitionierte und mutige Antikorruptionskampagne gestartet, leider reicht dieses Problem von ganz 
kleinen Beamten bis zur höheren Stellen. Jozef Šátek, Direktor der Behörde für den Kampf gegen die 
Korruption, behauptet, dass vor allem ein mentaler Wandel in der Bevölkerung das Ende der Korruption 
bedeuten wird.  

Nach den letzen Umfragen sind die Befürchtungen der alten Mitgliedstaaten über eine slowakische 
Ausreisewelle in Richtung Westen völlig unbegründet. Die Bevölkerung ist auch in dem ärmsten 
Gebieten eher bodenstämmig, eine Suche nach Arbeit im Ausland lehnt sie strikt ab. Es wird mehr auf 
die weiteren Auslandsinvestitionen gewartet die die Arbeitsplätze in der Slowakei schaffen könnten. In 
diesem Sinne protestierte auch die Regierung in Bratislava gegen eine Diskriminierung der 
slowakischen Bürger auf dem europäischen Arbeitsmarkt.  

Die Slowakei ist ein Land mit großer Perspektive, aber auch mit großen Unterschieden. Die 
Bevölkerung hofft auf einem Erfolg – den sie und ihr Land verdient haben.�

 
 
Der Autor:  
Alexander Kurtansky ist seit August 2003 Korrespondent des Slowakischen Rundfunks in Deutschland 
 
 
 

Ungarns Tradition verpflichtet 
 

Das Land der Gegensätze vor dem Beitritt in die EU 
 

Von Tamas Szabo�

Am 1. Mai erreicht Ungarn das Ziel, an dem es seit der Wende 1989/1990 genauso hartnäckig wie 
zielstrebig gearbeitet hat. Es wird Mitglied der Europäischen Union. Das EU-Projekt wurde und ist 
bejaht von Politikern aller Couleur – bis auf die Rechtsaußenpartei MIÉP, die jedoch bei den letzten 
Wahlen 2002 zur Bedeutungslosigkeit degradiert worden war. Und auch die Bevölkerung steht hinter 
dem historischen Schritt, wie das Ergebnis des EU-Referendums verdeutlicht hat: 83,7 Prozent 
stimmten für den Beitritt. Ein beeindruckendes Zeugnis, selbst wenn die Beteiligung nur bei 45 Prozent 
lag. 
 
Trotzdem sind die Gefühle im Donauland mit 10,1 Millionen Einwohnern zwiespältig. Einerseits kehrt es 
ins Europa zurück, wo es hingehört – aufgrund seiner Geschichte, Tradition und Kultur. Und es gibt 
keinen Zweifel, dass Ungarn langfristig profitieren wird aus der Mitgliedschaft, die die seit der Wende 
durchgeführten politischen und wirtschaftlichen Reformen unwiderruflich macht.  Andererseits gibt es in 
Ungarn durchaus ernst zu nehmende Ängste und Vorbehalte gegen den EU-Beitritt. So befürchten viele 
Bürger den Ausverkauf des Landes, wenn Ausländer Grund und Boden erwerben können, und erwarten 
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Preissteigerungen, die vor allem für Rentner, Alleinerziehende und Familien mit niedrigem Einkommen 
Verluste an Lebensqualität mit sich bringen.  
 
Viele stöhnen: “Westliche Preise stehen östlichen Löhnen gegenüber. Wie soll man über die Runden 
kommen?” Zudem herrscht Angst um die Arbeitsplätze und darum, dass man dem noch härter 
werdenden Wettbewerb in der Wirtschaft nicht gewachsen sein werde – vor allem bei der Bevölkerung 
im strukturschwachen und ärmeren Osten des Landes. Auch die Landwirte sind skeptisch –  aus gutem 
Grund: Etwa die Hälfte von ihnen muss mit eindeutigen Verschlechterungen rechnen, nicht zuletzt 
deshalb, weil ihre Betriebe den EU-Normen schlichtweg nicht entsprechen können. Schätzungen 
zufolge müssen nach dem Beitritt zehn Prozent der nahrungsverarbeitenden Unternehmen schließen. 
Zudem haben die Ungarn Schwierigkeiten damit, dass sie Souveränitätsrechte an Brüssel abgeben 
müssen.  
 
Aus historischer Perspektive ist es verständlich: In den vergangenen Jahrhunderten hatten Türken, 
Habsburger und nach dem Zweiten Weltkrieg die Sowjetunion die Souveränität des Landes stark 
eingeschränkt. Und gerade die Wende bedeutete die Zurückgewinnung der vollständigen politischen 
Freiheiten. Und davon soll man nun freiwillig wieder einiges abgeben?  Nicht nur die Mehrheit der 
Bevölkerung ist innerlich gespalten – auch das Land selbst. Und zwar unversöhnlich in zwei Lager: die 
Sozialisten und Liberalen auf der einen Seite und die rechtskonservative Opposition auf der anderen.  
Nach den gewonnenen Wahlen im Jahre 2002 diagnostizierte zwar der parteilose Premier Péter 
Medgyessy die ungarische Krankheit und formulierte dementsprechend seine wichtigste Zielsetzung: 
die Versöhnung. Er konnte jedoch nicht die Integrationsfigur werden, die den tiefen Graben zwischen 
Linken und Rechten hätte zuschütten können. Er verstand es nicht, die sozialistische MSZP 
unterzuordnen, seine zaghaften Gesten wurden von der Partei nicht mitgetragen.   
Zudem holte Medgyessy die kommunistische Vergangenheit ein. Kurz nach seiner Amtsübernahme 
wurde bekannt, dass er von 1977 bis 1982 im Finanzministerium als Offizier für die Spionageabwehr 
gearbeitet hatte.  
 
Seine Weigerung, zurückzutreten, wurde in der EU als Zeugnis mangelnder demokratischer Reife 
interpretiert. An den verbitterten Grabenkämpfen trägt auch die Opposition Mitschuld - wegen der fast 
fundamentalistischen Härte, mit der der Oppositionsführer, Ex-Ministerpräsident  Orbán, die Regierung 
und ihre Politik bekämpft. Auch die Wirtschaft spiegelt die Janusköpfigkeit des Landes wider: Mit 2,9 
Prozent liegt das Wachstum zwar immer noch über dem EU-Durchschnitt, die Arbeitslosenquote mit 5,8 
Prozent darunter. Doch die öffentlichen Ausgaben sind aus dem Ruder gelaufen, zum Teil als Erbe der 
konsumorientierten Wirtschaftspolitik der rechtskonservativen Orbán-Regierung.  
 
Zum Teil jedoch wegen der Erfüllung der großzügigen Wahlversprechen. So erreichte das Budgetdefizit 
2002 eine Rekordhöhe von 9,6 Prozent, das ein Jahr später nur auf 5,6 Prozent gedrückt werden 
konnte. Medgyessy schaffte es auch nicht, das Anwachsen des Schuldenanteils am BIP zu stoppen. 
Nun rückt die EU-Obergrenze von 60 % immer näher. Um dem Trend entgegenzusteuern, verordnete 
der neue Finanzminister Draskovics einen Sparkurs, der jedoch das feierliche Gulasch anlässlich des 
EU-Beitritts kräftig versalzen wird. 
 
Der Autor:  
Tamas Szabo lebt seit 1983 in Deutschland. Er studierte in Bochum und arbeitet seit 1988 für die 
Deutsche Welle in Bonn. 
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Letten sorgen sich um Identität  
 
 
Wichtiger als der Beitritt in die EU ist für den baltischen Staat die Nato  
 
Von Jessica Sturmberg  
 
Die Sonne spiegelt sich in der Daugava, dem Fluss, der durch Riga führt. Die Silhouette von Lettlands 
Hauptstadt bietet ein Panorama Jahrhunderte alter Schönheit. Auf den ersten Blick sind die Wunden 
der Vergangenheit nicht zu sehen. In der Altstadt scheint es, als ob die bewegte Geschichte an den 
Jugendstilhäusern, mittelalterlichen Wehrtürmen und prachtvollen hanseatischen Kirchen 
vorbeigezogen  wäre ohne Schrammen zu hinterlassen.  
 
Am Freiheitsdenkmal, an dem sich die Letten zur Wendezeit immer wieder versammelten, um für ihre 
Unabhängigkeit zu kämpfen, herrscht heute hektische Betriebsamkeit. Während des Wachwechsels der 
Soldaten spielt ein älterer Saxophonist bekannte Jazzstücke. Angesprochen auf seine Erwartungen an 
den EU-Beitritt holt er tief Luft. “Warum schon wieder in eine Union eintreten?”, meint er. Er habe dabei 
gemischte Gefühle, schließlich könnte das kleine Land im großen Europa seine Identität verlieren. Viele 
ältere Menschen haben zudem Angst vor hohen Preisen und fürchten um ihre Renten.  
 
Riga hat eine junge und lebendige Kneipenszene, wo sich viele Studenten treffen. Sie sind beim Thema 
EU optimistischer: so hofft etwa der 22-jährige Politikstudent Uìis Lîbietis durch den Beitritt einfacher im 
Ausland studieren und arbeiten zu können.  
 
Noch wichtiger als den EU-Beitritt empfinden die Letten den Beitritt zur Nato. Durch die strategisch 
wichtige Lage an der Ostsee wurde das kleine Land in den letzten Jahrhunderten immer wieder zum 
Spielball fremder Interessen. 51 Jahre war ihr Land zuletzt besetzt, die meiste Zeit von den Sowjets. 
Das hat in der lettischen Seele tiefe Spuren hinterlassen.  
 
Wie tief, das können Besucher im Okkupationsmuseum spüren. Das Museum selbst ist Zeugnis 
kommunistischer Architektur: Ein schwarzer, rechteckiger Klotz am Rand der Altstadt. Marika Kanepe 
führt die Besucher durch die Ausstellungsräume. Sie selbst war erst elf als Lettland 1991 seine 
Unabhängigkeit wiedererlangte, aber die Erinnerung an die sowjetischen Panzer haben sich bei ihr fest 
gebrannt. Ihre Stimme bebt, wenn sie von den Deportationen in den 40er Jahren erzählt. Es ist nicht nur 
die Geschichte ihres Landes, die sie schildert, es ist auch die ihrer Familie. Ihr Großvater stand einst 
auf einer der Deportationslisten, konnte sich aber vor dem Abtransport in die gefürchteten sibirischen 
Arbeitslager retten. “Die Menschen fürchten noch immer den russischen Einfluss”, sagt Marika Kanepe. 
Und der ist auch heute nach wie vor groß.  
 
Als das Parlament im Februar mehrheitlich beschloss, dass 60 Prozent des Schulunterrichts in 
lettischer Sprache gehalten werden müssen, protestierten Tausende russischer Schüler, Lehrer und 
Eltern auf den Straßen von Riga. Die russische Minderheit unterhält viele eigene Schulen. Deren Lehrer 
haben oft selbst nicht genug Sprachkenntnisse um Fachunterricht auf Lettisch zu halten. Doch die 
Letten drängen auf eine intensive Integration der russischen Minderheit, die immerhin 30 Prozent der 
Bevölkerung ausmacht – so viel wie in keinem anderen der baltischen Staaten. Doch bisher leben sie 
mehr neben- als miteinander. Die Einwohner mit russischen Wurzeln schauen ihr eigenes Fernsehen, 
lesen ihre eigenen Zeitungen und gehen in ihre eigenen Lokale.  
 
So einig wie beim Schulgesetz waren sich die lettischen Politiker in der letzten Zeit eher selten. Die 
Demokratie ist noch nicht gefestigt. Lettland hat mit all den Problemen zu kämpfen, die den Bürgern der 
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Beitrittsländer derzeit noch Kopfzerbrechen bereiten: Korruption, unzureichende Gesundheits- und 
Rentenversorgung und Armut besonders in den ländlichen Gegenden. Persönlicher Zwist unter den 
Politikern hat in Lettland schon mehrfach zu Regierungswechseln geführt, zuletzt zum Rücktritt von 
Regierungschef Einars Repse Anfang Februar und dem Zusammenbruch seiner Vierparteien-Koalition. 
Der neue Ministerpräsident Indulis Emsis von der Grünen- und Bauernpartei regiert nur mit einer 
Minderheit und wird es schwer haben, für Beständigkeit in der Politik zu sorgen.  
 
Diese instabile Situation so kurz vor dem EU-Beitritt ist für Lettland äußerst ungünstig, geht es doch 
gerade auf der Zielgeraden darum, noch dringend erforderliche EU-Regelungen zum Beispiel für den 
funktionierenden Binnenmarkt umzusetzen. So appellierte die beim Volk sehr beliebte Präsidentin Vaira 
Vike-Freiberga an alle Amtsträger, ungeachtet der politischen Situation die letzten Vorbereitungen zu 
treffen.  
 
Zugleich arbeitet Lettland daran, ein wirtschaftsfreundliches Umfeld zu schaffen. Dazu gehört das sehr 
einfache Steuersystem mit einem einheitlichen Körperschaftssteuersatz von 15 Prozent und einem 
Einkommenssteuersatz von 25 Prozent. Auch wenn man im Finanzministerium weiß, dass Steuern für 
Unternehmen nur eines von vielen Standortkriterien sind, sollen so “Investoren ins Land gelockt 
werden”, sagt Daina Robezniece, Direktorin der Abteilung Steuerpolitik im Finanzministerium. Und dann 
setzt das kleine baltische Land darauf, mit seinen Erfahrungen im Osthandel und seinen 
Sprachkenntnissen zur Drehscheibe im wachsenden Ostseeraum zu werden.  
 
Zwar hoffen die Letten auch auf EU-Mittel, doch geht es ihnen beim Beitritt nicht nur um Finanzhilfen. 
Sie sind stolz auf ihr Land, das so dynamisch ist. Und um eines, so betont Hörfunkreporterin Ingvilda 
Strautmane, kann Lettland die EU bereichern: “Die Letten wissen Freiheit wirklich zu schätzen.” 
 
Die Autorin: 
Jessica Sturmberg ist  Mitglied der Europaredaktion der Deutschen Welle in Bonn. 
 
 
 

Stolz auf die Wirtschaft 
 
 
Slowenien wird schon bald zu den Nettozahlern in der Union gehören 
 
Von Barbara Kram� ar 
 

Immer wenn ich nach Slowenien fahre, staune ich, wie schön mein Land ist. Das kann sicher nur die 
Melancholie der Korrespondentin sein, die schon zehn Jahre außer Landes lebt, vielleicht aber 
bekommt die EU mit Slowenien auch ein richtig schönes Stück. Denn das Land hat alles: Alpen mit 
(noch) ewigem Schnee, eine kleine aber hübsche mediterrane Küste, Hunderte von Bergen mit 
barocken Kirchen, die weite Ferne von Pannonien, charmante Städte und vieles mehr. Slowenien ist 
"the best kept secret in Europe", sagen oft die Fremden, die das Land besuchen. Oft ist es nach einem 
guten Winter noch im Juni möglich, zuerst in Kanin Ski zu fahren und eine Stunde später in der Adria zu 
baden. Hoffentlich wird der treibhauseffekt das nicht verderben. 

Die Europäische Union wird mit Slowenien nicht viel größer; mit der Fläche von gut 20 000 
Quadratkilometern ist das Land kleiner als Brandenburg. Und es wird sicher keine 
Masseneinwanderung geben, weil Slowenen sehr – manche sagen sogar zu viel für die globalisierte 
Welt – mit ihrem eigenen Land verbunden sind und nicht einmal gerne aus einem Dorf ins andere 
ziehen. Die EU aber bekommt eine Nation, die stolz auf ihre demokratische und wirtschaftliche 
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Leistungen ist und die sich freut, Mitglied der großen europäischen Gemeinschaft zu sein. Im 
Referendum stimmten beinahe 90 Prozent der Wähler für den Eintritt in die EU. 

Slowenen sind aber nicht deshalb von der EU so begeistert, weil sie auf materielle Hilfe hoffen. Im 
Gegenteil, es droht, dass das Land bald Nettozahler im EU-Haushalt wird. Das reale 
Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner ist schon jetzt höher als in Portugal oder Griechenland. Das 
Wachstum in den Jahren 1993 bis 2002 lag durchschnittlich bei 4,14 Prozent. Und wenn die Slowenen 
vom deutschen Kanzler hören, dass er höhere Steuern für Betriebe in den Beitrittsländern verlangt, 
sollten sie sich eigentlich um die Zukunft ihrer Wirtschaft in der EU sorgen, weil die diese schon längst 
eng mit den EU-Ländern verbunden ist. Die Exporte tragen 57 Prozent zur Wirtschaft bei, das 
Haushaltsdefizit liegt bei nur 1,3 Prozent. Am schlimmsten ist mit 5,6 Prozent die Inflation, aber auch 
die verbessert sich langsam. 

Die Slowenen hoffen, dass nach dem Eintritt alles noch besser wird, aber sie wissen ebenso gut, wie 
wichtig die europäische Idee auch im politischen und zivilisatorischen Sinne ist. Vor gut zehn Jahren 
mussten sie einen Krieg in der Mitte Europas erleben und obwohl der militärische Angriff nicht gelang 
und die jugoslawische Armee schnell besiegt wurde, schätzt die kleine Nation sehr gut das Versprechen 
vom europäischen Frieden durch wirtschaftliche und politische Kooperation. 

Die Probleme von einigen Tausend Einwohnern indes, die keine slowenische Staatsbürgerschaft 
bekommen haben, sind noch nicht gelöst. Aber die Leute wissen, wie wichtig demokratische Werte 
sind. Darum haben sie auch so massiv für Europa entschieden und haben noch sehr hohes Vertrauen: 
In einer in der Zeitung "Delo" erschienenen Umfrage waren Ende Januar 60 Prozent der Befragten der 
Meinung, dass die erweiterte EU Probleme haben wird, diese aber erfolgreich lösen wird. 

Slowenen fürchten nicht um die eigene Identität. "Man muss eben wissen, wie man sich und Europa 
nutzen kann. Nationen, die das können, brauchen um ihre Identität nicht zu bangen, und die das nicht 
können, die schaufeln sich ihr eigenes Grab. Da gibt es keinen Unterschied zwischen großen und 
kleinen Völkern", hat die Frankfurter Allgemeine Zeitung im Dezember den ehemaligen Präsidenten 
Sloweniens, Milan Kucan, zitiert. Bis jetzt hat Slowenien es sehr gut geschafft, jedes Jahr reicher und 
besser zu werden. Es hatte eine sehr stabile politische Lage, relatives Glück mit den Politikern und 
Menschen, die zu harter Arbeit bereit sind. 

Was kann Slowenien Europa bieten? Sehr gutes Essen jedenfalls, viele junge Leute mit Energie und 
Ideen für die europäische, sogar weltweite Zukunft, und ein exzellentes Beispiel für andere Länder des 
ehemaligen Jugoslawien, die ohne klare Zukunftsperspektive arge Probleme verursachen könnten. 

 
 
Die Autorin: 
Barbara Kram� ar arbeitet in Berlin als Korrespondentin für die in der slowenischen Hauptstadt Ljubljana 
erscheinende Tageszeitung "Delo". 
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Ohne doppeltes Ja kommt nur der Süden 

 
 
Beide Teile der Insel müssen Vereinigung zustimmen  
 
Von Stamatis Assimenios 
 
Zwei Motive waren ausschlaggebend für das Einreichen des Beitrittsantrags der Republik Zypern bei 
der Europäischen Union im Juli 1990: Erstens, der Wunsch und die Notwendigkeit in Zeiten 
fundamentaler Veränderungen ein Teil eines größeren Ganzen in der Welt zu sein und zweitens, die 
Einsicht durch den EU-Beitritt dem Prozess zur Lösung der Zypernfrage, nach langer Zeit der 
Stagnation neue Dynamik zu verleihen.  
 
Die EU hat dies nach anfänglichem Zögern erkannt und die Beitrittsoption der 1974 durch die Invasion 
der türkischen Armee geteilten Mittelmeerinsel unterstützt. Die Lösung des politischen Problems 
Zyperns war keine Voraussetzung für die Aufnahme des Landes, dennoch sollte die griechisch-
zypriotische Seite alle Anstrengungen unternehmen, um die Wiedervereinigung der Insel vor dem 
Beitritt zu ermöglichen.  
 
Die Initiative von Uno-Generalsekretär  Kofi Annan, der im Jahre 2002 seinen ersten Plan zur 
Wiedervereinigung der Insel vorlegte, war letztlich durch die Option des Beitritts Zyperns in die EU 
entstanden.  
 
Kofi Annan und sein Sonderbeauftragter für Zypern, Alvaro de Soto, führten harte Verhandlungen mit 
der griechisch- und türkisch-zypriotischen Seite, um die Inselbewohner von ihrem 
Wiedervereinigungsplan zu überzeugen. Spätestens aber  im schweizerischen Bürgenstock wurde bei 
den Verhandlungen zwischen Vertretern beider Volksgruppen und dem Generalsekretär ersichtlich, 
dass die griechisch-zypriotische Seite der fünften Version des Annan-Plans nicht zustimmen würde.  
Bei der heutigen Volksabstimmung auf der geteilten Insel wird höchst wahrscheinlich eine wichtige 
Chance für den Beitritt eines wiedervereinigten Zyperns in die EU vergeben. 
 
 Beide Bevölkerungsgruppen stimmen in getrennten Referenden darüber ab: Allen Umfragen zufolge ist 
der türkische Norden, trotz ablehnender Haltung seines Präsidenten Rauf Denktasch, mehrheitlich für 
den Wiedervereinigungsplan der Uno, im griechischen Teil hingegen ist das Lager der Nein-Sager auf 
fast 70 Prozent  angewachsen.  
 
Der wirtschaftsstarke Süden der Insel Zypern mit einer der größten Schiffsflotten der Welt, niedriger 
Arbeitslosenquote, einem ausgedehnten sozialen Netz, niedriger Inflationsrate und einem hohen 
Bildungsniveau ist bestens für einen EU-Beitritt gerüstet und würde bei einer Wiedervereinigung für den 
nördlichen Teil der Mittelmeerinsel einen enormen Wachstumsschub bringen. Daher mehren sich einige 
Stimmen, die den griechischen Zyprioten vorwerfen, dass ökonomische Interessen die ablehnende 
Haltung für eine Wiedervereinigung ausmachen.  
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Die Vorbehalte der griechischen Zyprioten und ihres Präsidenten Tassos Papadopoulos richten sich 
hingegen auf ihr begrenztes Recht auf eine Rückkehr in den türkischen Teil Zyperns und auf die 
Präsenz der türkischen Armee auf der Insel.  
 
 Im Falle einer Ablehnung des UN-Plans im heutigen Referendum wird nur der griechische Teil, die 
international anerkannte Republik Zypern, am 1. Mai der EU beitreten. Die Rechnung: 
Wiedervereinigung durch EU-Beitritt wird sehr wahrscheinlich fehlschlagen. 
 
Der Autor: Der Grieche Stamatis  Assimenios ist  Politologe und arbeitet als Journalist bei der 
Deutschen Welle. 


